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p-Qi8q der Beilagen zu den Stenographisr:-hc'1 Protokollen 

des Natioa.alrates XVw.. Oesctzgcbungspcriode 

der Abgeordneten Hilde Seiler 

und Genossen 

ANlFRAGIE 

an den Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 

betreffend den Verkauf von Patientenkarteien 

Bei einer in Salzburg geführten Diskussion über die Ablösezahlungen bei der Übergabe von 

ArztsteIlen rechtfertigte die Ärztekammer die zum Teil sehr hohen Ablösen damit, daß nicht 

nur die Investitionen, sondern der gesamte Kundenstock samt Patientenkartei abzulösen sind. 

Dr. Ulrike Aichhorn vom Institut für Rechtspolitik in Salzburg stellte in einem Beitrag in den 

Salzburger Nachrichten dazu fest, daß die Übernahme der Patientenkartei in einem Konflikt 

steht mit der ärztlichen Schweigepflicht (insbesondere § 121 StGB, § 26 ÄrzteG). Schließlich 

beinhaltet die Patientenkartei Informationen, die der Patient seinem Arzt im Vertrauen auf die 

Schwe~gepflicht offenbart hat. Die Verschwiegenheitspflicht gilt auch für die berufliche 

Beziehung eines Arztes zu einem anderen, wodurch die Weitergabe der Daten grundsätzlich 

nur mit Zustimmung des Patienten erfolgen darf. Stimmt der Patient nicht zu und der Arzt gibt 

die Informationen dennoch weiter oder verkauft sie, begibt er sich in die Gefahr eines 

Rechtsbruches. 

Die unterzeichnenden Abgeordneten richten an den Bundesminister für Gesundheit, Sport und 

Konsumentenschutz daher nachstehende 

Anfrage: 

I. Stimmen Sie der Ansicht zu, daß mit der Weitergabe eine Patientenkartei ohne 

Zustimmung durch die Patienten die ärztliche Schweigepflicht verletzt wird? 

2. Wenn ja, was müßte unternommen werden und was werden sie selbst tun, um diese 
" 

Verletzung der ärztlichen Schweigepflicht künftig zu verhindern'! / 
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E"fWUNKlI' lÜ1helrIDlmlhme der P211Reilll1teIl.1l1kaurite.n. RIDl emern 
!J[(omrlffiJkit mit ärztlidheJr SdmweigeprucIb1l: 
I Deutscher Bundesgenclhl1:shof vertrat strenge Meinung - Für Österreich eine zufriedensteUende Lösung finden 

. . 
ler - eIn 
111 für die 
He En.tsorgOllJl!.g 

. Von Mifg. f)r. (flriJc,e Aichhom, Ih n hetreffenden I nformationen an ei· kann aue die Verschwieg,enbeitspflicht 10 die Gefahr eines Rechtsbruches. 
eicher sind umweltbewußt.llrrstifUI t RechlSpolitik. Salzburg nen anderen Arn gIbt. l. B. bei einer des Arztes venra\len, die zulässigen Dislcus!>ionsgrundlage für eine Pro· 
I ,jiszipliniert Altstol'1e und -------.-" lIberweisung an einen facharzt, ist die Ausnahmen hinsichtlich einer Offenba· blemlösung könnte ein Urteil des deut· 
IPrl'n "innvoUe. wle~erver'l Die ~hlös~zahlung fü~ eine A:z~raX.is rechtliche Situali~n klar f?!e Verschwi~. rung (ins~. § ! 2 ) Abs ~ 5tGB! § 26 Ans sche~ Bundesgerichtshofes sein (RGH· 
: nehmen Arbeit, Zelt und bzw. dIe Patlent~nll.artel beschäfugte m genhf>ltsplllcht )!;lIt .auch fllr dIe berunl' 2 und 4 AnleG,.§ 27 ArzteGJ betreffen UrteIl vom J I. 12. 1991/, der auch der 
·n. um an der Mülltrennung den Jeunm Wochen lnteressenvertre· cho?"o Beziehungen eir.es Arztes zu e'· wohl kaum die Übernah.me einer Arzt· in unserem Nachbarland herrschenden 
I. . Sie tun es - für ~ine' ter, Ärzte und Gesundheitspolitiker. nern anderen. wodurch dif' Welte-rgabe pra.1(is inklusive Patientenk.arteL Stimmt Rech!Suosicherheit bei diesem Thema 
welt. aber auch bewußt zur I Diejenigen. die 7.War nicht im Mate der Daten gTl.ln'l$ätz\lcn nur mll Zustim· der Patient niCht der Weiteugal>e der ihn ein Ende setzte: 
kswirtschafrllcher Kosten. rieJlen, ab~r .Im id.eeUen _ MineIPu~l<t mun.: des .I:a(ien~en .erfolgen darf. b~treffenden Daten .zu, 'beglbt .slCh der Ein Kaufve!1rag übey eIne ArztpraJI!s, 
7. B. die Rück}aufquole von stehen, nämlich dIe Patwmen, smd DIe osterrelchlsche Rechtslage Arzt, der dennoch die (nformatlonen an der aue!'. die Uberg<llbe der Kranken· und 
i S3'X.. Da.s Pe<h der diSZl'/ kaum Z'J WOf( r;;e\(ommen. Aber sind es schein: somit eindeutig: Der Patient einen Nachfolger weitergibt!vert.auft, Beratungskartei vorsieht, verletzt das 
, .. I~rreichP~: Die Papl~riodU· n!cht auch die I."ceressen der Patien!:n,-. --------- --, S€lbst~e$~!m"!ungsTeCht ~es Patienter. 
lieh nur einen AltpapK-fVt>r- dIe bei Prvosubernahme und Abl~«'· I un<! die arzthc~t' Sct\welgepO\cl1t. Ein 
1.2. MlU. Tonnen. DCI$ ent./. zahlungen in einem wesentlichen Aus I <lerartiger Vertrag ist daher nichtig. Der 

·r Rücldaufquote von .36% maß betroffen sinä? Schließticll :;ind in Arzt ist verplltch~et, die Itmimmung 
n heimischen P~pier-. Falt· dN Patientent(artei l~l'or~~ionen vor· ~ ", I des Patienten zur Vlleite.rgabe ,seiner Be· 
Karton· und pappeprOdUK'/ handen, dIe der Patte nt ennl'm ganz . handlungsunterlagen In eindeutiger 
~es! des Altpapiers müßte bestimmten Arzt im Vertnuen Oluf die Weise einzuhoien. Patienten in laufen' 
der rur Energiegewinnung ärzdiche Verschwiegenh.eit offenbart l' der Behandlung könr,en nach Auffas· 
erden. : hat. suog des BGH mündlich, alle anderen 
IJroe Altpapier auch ZUIr I Die Scnw~igeptJicht (Insb. § 121 , schriftlich befrillgt werden. Das sd\lüssi· 
nflunR verbrannt. Damit StGB. § 26 AmeG) des Antes ist das j .pc ge Verhalten des Patienten, etwa, We1IlO 
ilb Oktober d. J. ~'orbei Sein. Fundament des Vertrauens. das die Basis >, er sich bei dem die Pr3l.. .. ds übernehmen-
· ... 1ögiichkeit, Altpapier zur I der Arzt·Patiencen·Beziehung darstellt. den Ant in Benanc:\\ung begibt, ist einer 
nnung zu verwenden, ist Die uneingeschränkte Vcncbwiegen· Zustimmung gleichgesetzt. 
prpackungs'Ierordnung. die. heit Dritten gegenüber, alS() auen gegen· Im interesse von Patient und auch 
t tritt, nicht mehr gegeben./ über der Familie des Patiencen, umfaßt A:rz.t scheim es eine billige Forderung an 
Altpapier als .Abfallö

• als alles, was der Arzt du~ln seine Berufs- [me~~ssensvertN'ter und Politik, <loch 
II darf nur in eigens daflBr ausbildung erfahr~n hat - auch elle für Osterreich eine befriedigende uild 
.\nl.11,en verilrannt werden. Tatsache. daß eine Behandhmg durchge· praktikable lösung rur die Wei(ergalb'l! 
jieser Müllverbrennung ist I führt wird. von Patientenkarteien zu finden, die 
!log des AbfallSM. I Wenngleich in der Praxis davon aus- dem Rechr des PaUemen auf Geheimhal· 
e c1ienen dem Zweck der gegangen wird, dal~ der Pacient im RlO' .' .": =, tung und Verschwiegenheit ebenso ent 
lI;ung. Sie dürftn aber kei'" men einer Behandlung stills(heigend .. . ••••• spricht wie der geordnetl'n Wei(erfüh· 
sondern aus umweltpoliti· seir.e ZustimmunR zur Wf>ftergabe der "Herz Jeder OrdmatlOn: dle Patlentenkartet /Jild:$N/OtJun,uF. Sehr rung der Arztpraxls. 
{er. nur zur Eneigiegewin· 
;o(>te, umwelt1>'l'rträgliche" 'A b rr b' p.ltil 
erll.Alt~apie~ gehört nicbl , n 211ill V<O>.Jru U 2lnrru a . TI§- . .JL .1L2l.nZe 1lli 
n~gletragem . 
:l;i;lverbrenoung Yt:ht .. da;s ,Aufzucht zwecks S\lJchtgiftgewinnung grundsätzlich verboten 
I~:" (;!enlWerte für zu\as~l' 
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